
 

 

 

 

Klarstellungssatzung 
 

Auf Grundlage des § 34 Abs. 4 Nr. 1 BauGB in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634) wird nach Beschlussfassung 
durch den Stadtrat der Stadt Schifferstadt vom 05.12.2019 folgende Satzung 
erlassen: 
 

§ 1 – Räumlicher Geltungsbereich 
 
Räumlicher Geltungsbereich der Klarstellungssatzung wird begrenzt: 
 

- im Norden und Westen durch die dem Fachplanungsrecht unter-
liegende Gleisfläche der Bahnlinie Lud-
wigshafen – Speyer 

- im Osten durch die westlichen Grenzen der Flur-
stücke 10765/48 und 5982/9 sowie durch 
die Maxstraße 

- im Süden  durch die Hofstückstraße 
 

Der Geltungsbereich umfasst damit die Flurstücke 5982/18, 6193/4, 6193/15, 
6193/17, 6193/18, 6193/19, 6193/20, 6193/12 (Dürkheimer Straße) und 
10765/5. 
 
Die genaue Abgrenzung des Geltungsbereichs ergibt sich aus dem Lageplan, 
der Teil dieser Satzung ist. 
 
 
 

§ 2 – Inhalt der Satzung 
 
Der Geltungsbereich der Klarstellungssatzung ist Teil des unbeplanten Innen-
bereichs gemäß § 34 BauGB. 
 
 
 

§ 3 – Inkrafttreten 
 

Die Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 

 

  

 

Bekanntmachung 
www.schifferstadt.de 



- 2 - 
 

 
 

 
  



- 3 - 
 

 
 

Die Klarstellungssatzung wird ab sofort bei der Stadtverwaltung Schifferstadt, 
Marktplatz 2, Zimmer 230, während den Dienststunden zu Jedermanns Ein-
sicht bereitgehalten. Über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft erteilt. 
Ebenso kann die Klarstellungssatzung auf der Homepage der Stadt Schif-
ferstadt: www.schifferstadt.de eingesehen werden.  
 
Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie der 
Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen (§ 215 Abs. 2 
BauGB). 
 
Unbeachtlich werden demnach: 
 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung 

der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verlet-

zung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des 
Flächennutzungsplans und  

 
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvor- 

gangs, 
 
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Klarstellungs-
satzung schriftlich gegenüber der Stadt Schifferstadt geltend gemacht worden 
sind; der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist 
darzulegen.  
 
Außerdem wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 
4 BauGB hingewiesen. Danach erlöschen Entschädigungsansprüche für nach 
den §§ 39 bis 42 BauGB eingetretene Vermögensnachteile, wenn nicht inner-
halb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Vermögens-
nachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird. 
 
 
 

Schifferstadt, 19.12.2019 
Ilona Volk 

Bürgermeisterin 
 
 

Die Bekanntmachung finden Sie auch auf der Homepage www.schifferstadt.de 
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Hinweis 

 

gem. § 24 Abs. 6 Satz 4 Gemeindeordnung 
 
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften die-
ses Gesetzes oder auf Grund dieses Gesetzes zustande gekommen sind, gel-
ten ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande ge-
kommen. Dies gilt nicht, wenn 
 

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmi-
gung, die Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt 
worden sind, 

 
oder 

 
2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Be-

schluss beanstandet oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder 
Formvorschriften gegenüber der Stadtverwaltung unter Bezeichnung 
des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend 
gemacht hat. 

 
Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch 
nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung gel-
tend machen. 
 

Schifferstadt, 19.12.2019 
Ilona Volk 

Bürgermeisterin 
 


